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Mieständein einemWursterzaugungsbetrieb.DieMarktamtsabteilung
im9 .BezirkhatbeieingehenderRevisiondesBetriebesderFleisch¬
verwertungsgesellschaft. . H.( JohannStraussundFerdinandPapu¬
schek )IX . ,Wiesengasse10 ,festgestellt ,daßbeiderErzeugungvon
BlutwürsteneineVermischungdesBratesmitverkoshenGeschlechtstei¬
lenvonStieren,derenVerwendungnichtzulässigist ,stattfinde.
EswurdemineinemHolzkellerverstecktuntereinemHaufenvon
SchnittholzvierFässerenthaltendFlechsenundGeschlechtsteilevon
Stierenvorgefunden.DiesVerwendungdiesesMaterialsmusstenach
anfänglichemLeugnenderBetriebsinhaberschliesslichdochnachwei¬
tereneingehendenVerhörenderGehilfenzugegebenwerden.DerAn-¬
schaffungspreisdiesesMäterialswar30Kprokg .Weiterswurdenin
einemKeller29FässermitgesalzenemamerikanischenFleischminder¬
wärtigsterQualität ,daßdie Firmazu 100Kprokgerstand ,vorgefun¬
den .Dieses Fleisch wurdein kleinen Partien bei der Herstellungvon
Dürre -undBraunschweigerwurstmit frischenFleischvermengt .Vonder
MarktamtsabteilungwurdedasvorgefundeneFleischsowiefertigeblut-¬
würstemitBeschlagbelegtundvonallenTeilenProbenzurgenauen
Untersuchungvorgelegt.AuchvonanderenWurstsorten,wieFlorenti¬
ner - ,Extra -undDürrewurstsindgleichzeitigProbenzurgenauenBe- ,
gutachtungübermitteltworden.
UebertretungderFleischzuwagevorschriftengDieMarktamtsabteilungen
habenmiteinerstrengenUeberwachungderneuenVerordnungüberdie
Zuwagevorschriften;nachderKalb. ,Schweine-,Schaf-undLammfleischGegendieVerzichtserklärungdesBundeskönnenichtseingewendet
nurohneZuwageverkauftwerdendarf ,eingegetzt .Eswurdebeanstän¬
detdieFleischhauerRudolfKnottek,IX . ,Sechsschimmelgasse7 ,Hein-¬
richMarschalek,IX. ,Garnisongasse12 ,HubertWagner,IX. ,Lackierer-¬
gasse4 ,FleischselcherJosegHager ,IX . ,Hahngasse6 ,Fleischver-¬
schleisserin Julie Janata ,IX . ,Clusiusgasse9 ,FleischhauerFranz
Haberzettel ,XII .Hauptstrasse46 ,FleischselcherFranzNeworal,XVI.
Ottakringerstrasse 159 ,Johann Schaffenhofer ,XVI . ,Ottakringerstras Gesete ;dee auch die Wohnhausteuer enthält ,zum Beschluß erhoben wur - ¬

se 121 ,FranzWessely,III . ,Bechartgasse14 ,JohannWalk ,III . ,
Hetzgasse36 .MehrereAnzeigenmusstengegenverschiedeneFleisch¬
hauerundFleischselcherwegenNichtanschreibungderPreisebeiRind-¬
Eleischmit undohneZuwageundgegensolche ,die Schweinefleischan¬
geblichaufVerlangenderKundenmitZuwageverkaufthaben,erstat-
tetwerden.

2WutkrankeTiere.gesternFrühwurdeanderKreuzungderDürrbacher-
Gehringer-KaiserEbersdorferstrasseeinhochgradigwutverdächtiger

a kleinerschwarzerSpitzhundmitweisenPfotenohneMaulkorbgesehen.
DasTierhatPersonenangefallenundsoweitbekanntdreiHundege¬

. bissen .Eswurdeverfolgt ,entliefaufdenSeeschlachtweggegenKai-¬
e erns ae
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zeherumgetrieben,diewutkrankwarundmehrerePersonengebissenoihnser Beir nic
hat .- ZweckdienlicheAngabensindinbeidenFällenandaszuständi¬
gemagistratischeBezirksamtoderPolizeikommissariatzurichten.

e .
Pachtausschreibung.DasstädtischeHütteldorferVoll -undSchwimm¬- ¬
badimXIII .BezirkgelangtabBadezeit1922zurVerpachtung.Dies5bezüglichenBedingnissekönnenin derMagistratsabteilung25 .. t
Ebendorferstrasse1 ,( NeuesAmtshaus). Stock,währendderAmtsstundenGewichtdaraufgelegt ,daßfürdieWohnbausteuereineeigeneParifik

e

benenFormzustellensind ,unddenangebotenenPachtvertragzuent -derSteueradministsationfürdieHauszinssteuer.Nunhatsichauch
Aarns
haltenhaben ,müssenbis spätestens20 .April . J .bei dergenanntenhier einewesentlicheAenderungergeben ,es ist nämlichdieHauszins-

sonen,vorallemdenMitwirkendendesPflegepersonalesmögenvoral-¬
lemdie dankbareFreude ,die aus den Augenden Krankenleuchteteund
sichin lebhaftenBeifallskundgehungenäusserte ,derDankfürihre
ArbeitimDiensteeinergutenSachesein .

. . .ienerGemeinderatalsLandtag.
Sitzungvom7 .April1922.

PräsidentDr.DannebergeröffnetdieSitzung.
StR.BreitnerberichtetüberdieHaftungfürdendemniederö-¬

sterreichischenLandesmusterkellervonderZentralbankderdeutschen
SparkasseneingeräumtenKreditvon26,000. 000KzumgleichenTeil ,
wiedasLandNiederösterreichdieHaftungübernimmt.DerHaftungserklärungwirdinersterundzweiterLesungzuge-¬

stimmt.StR.BreitnerReferiertüberdieGesetzesvorlagebetreffenddie
AufnahmeeinesWohnbauanlehensvon3MilliardenKronenundweistda-¬
rauf hin ,daß manes vor zwei Monatennoch nicht für möglichgehalte
hätte ,dieWohnbausteuerin solchemUmfangezukapitalisieren .Zur
VerzinsungundTilgungdesAnlehenshabedieWohnbausteuerzudienen.DieVorlagewirdinersterundzweiterLesungzumBeschlußer-¬

hoben
GR.Broczyner( Soz.Dem. )vertrittdieGesetzesvorlage,nachder

dieBefreiungdesLandesNiederösterreichundderGemeindeWienvon
derEntrichtungderFürsorgeabgabeaufgehobenwird,weilauchder
BundhinsichtlichseinerBetriebeaufdieihnzukommendeBefreiung
vonderFürsorgeabgabeunterderVoraussetzungverzichtet,wennder
Abgabesatz4%nichtübersteigtundauchdasLandNiederösterreich
unddieGemeindeWienvonderihnenzustehendenBefreiungabsehen.
werden,weildadurchderGemeindeMehreinnahmenanSteuererwachsen.

DieVorlagewirdinersterundzweiterLesungzumBeschluß
erhoben.

GR. DrDanneberg(Soz. Dem. )berichtetüberdieAbänderungdes
GesetzesbetreffenddieEinführungeinerallgemeinenMietzinsabgabe
imGebietederStadtWienundführtaus ,daßseitdemTage,dadiese

deneueUmständeeingetretensind,dieeineNovellierungdesGesetzes
notwendigundmöglichmachen.DaessichumeineZwecksteuerhandelt,
derenErtregderErrichtungundErhaltungvonWohnungenzuströmensdl.
te ,warmanbegreiflicherweisebestrebteinensolchenErtragzuer¬
zielen,dasderZweckineinembestimmtenUmfangeerreichtwerden
könne.DamalsmusstemanmitdemungünstigstenFallerechnen,nämlich,
daßderErtragfür denangestrebtenZweckselbstverwendetwerdenmuß,
unddaß manBaukapitalienauf andereWeisenicht zu erlangenvermag.
Seitherist indieserRichtunginzweifacherWeiseeineerfreuliche
Aenderungeingetreten.ErstenshatsichderBundentschlossendas
SteuergesetznunovellierenundselbsteinBaukapitalvon4Milliar-¬
denfürganzOesterreichherzugeben.ZweiFünfteldavon ,dassind

ser Ebersdoff .- In den letzten Tagen hat sich im VIII .Bezirk ,Schmid . 6Milliarden entfallen auf das Land Wien .AuGerdemist ds demStadt - ¬
Tulpen- ,Lenau- undLangegasseeinegroGemännlichegraugeströmteKat -rat BreitnergelungeneinBauanlehenimBetragevon3 Milliardenbei

denWienerBankenzuerhalten .Esist dahermöglich,dieSteuersozu
gestalten ,daßderWienerBevölkerungeinTeilderLastenerspartwer
denkann .EswirdalsBemessungsgrundlagenüchtderZinsvomMaitermi
sondernvomverflossenenFebruartermingenmmen,wasfüreinenbe¬
trächtlichenTeilderBewohnerWienseineErleichterungbedeutet.
Außerdemist diestimmungüberdieParifikationreformbedürftig.
Dieseließbisheralleszuwünschenübrig.Darumhabenwirdasgröss

eingesehenwerden.Anbote,dieinderindenBedingnissenvorgeschrietiondurchdenMagistratzuerfolgenhabe ,Dieunabhängigist vonde

s
Magistratsabteilungeingelangtsein .AufdenBedinghissennichtent-¬
sprechendeoderverspäteteingebrachteAnbotekannkeineRücksicht
genommenwerden..
EinfröhlicherAbendAmSteinhof“DieausgangsfähigenKrankender
Heile undPflegeanstalt AmSteinhof versammeltensich Mittwochabnds

imGesellschaftsraumezueinemUnterhaltungsahend ,derdiesenvonder
Gesangs-undTheatersektiondesPflegepersonalsveranstaltstwurde.
NebendemVortragvonMusikstückeneinesOrchestersundvongemisch¬
tenChörenwurdenaucheinekleineOperetteundeineGesangspossemit
vielHingabeundAufmerksamkeitvondenMitwirkendenundDarstellern
desPflegepersonalsgegeben.DenumdieVeranstaltungverdientenPer-

steuerseithereineLandessteuergeworden.Infolgedessenkönnenwir
mitSicherheitdamitrechnen,daßnochimLaufedesheurigenJahres
eine Reformder Hauszinssteuererfolgenwird ,da es der WienerLandta
selbstin derHandhabenwird ,einLandesgesetzüberdieHaussins-¬
steuerzuschaffen.DeshalbwurdedieBestimmungüberdieParifiksti
sonovelliert ,daßimallgemeinendieMietwertesowiesie fürdie
Hauszinssteuerfestgesetztwurden,auchfürdieWohnbausteuergelten
Hingegenist derMagistratandieZiffern ,diefür dieHauszinssteuer
ermitteltwurdennicht gebunden ,wennes sich umGebäudemandelt ,die
mehralsdreiWohnräumeenthaltenundausschliesslichdemWohnzwecke
einereinzigenPersonoderFamiliedienen.



GR.Zimmerl(chr.soz.)erinnertdaran,daßseitensseinerPartei

stimmungendesGesetzesseiendieUrsachedesKampfesdagegengewesen.übergroßeTeildermännlichenBevölkerungrauchteben,ihmistdasRau-¬
DerNotwendigkeiteiner Wohnbausteuersei sich jedermMannbewusst.

gertumvonWienin derLageist ,einenAufmarschzuveranstalten.UnterdasHandwerkerleichtert .(LebhafteZustimmungderSozialdemokraten
demDruckeder
sagtenDemonstartionhabesichnunmehrdieMajorätätentschlossen,dievorliegendenNovellierungsanträgezustellen.EineBestimmung,dieeinehöchstgefährlicheUebungderChristlichsozialendenMagistreals
SteuergelderEsseinichtrichtig ,daßessichumeineZwecksteuer

langtRedner,dasdieBautätigkeitsoraschalsmöglichaufgenommenungNichtmitdemPalaisRotschlidaufderWiesenzuvergleichen,aberdiese
hiebeidiebodenständigenGewerbetreibendenberücksichtigtwerden,wiePalaiswohlmiteinemZinspalsis,weilnichteinzusehenist ,daßheute

einer Gemeindeverwaltungzieme
GRDrKienböckichrsoz )bezeichnetdenAufbauderWohnbausteuer

nochinWirksamkeitgetretenwar .DiefürdasVerhaltender
rheitvomReferentenvorgebrachtenArgumenteseiensehrfadenschei¬

InWirklichkeitmusstendieSozialdemokratenzugeben,dasderAuf
inerWohnbausteneraufdemjeweiligenBrattozinseinvollständige

WennmheurigenSommerdieHänserrepariertwerdenkön-¬
rdanktdasdieMieterschaftdenenergischenWiderstandderChrist

chsozialengegendie ursprünglicheFassungdesGesetzes .Trotzdem
vird Novellierungzustimmen.HaltenwirunsernWiderspruchgegen

anzeReihevonBestimmungendiesesGesetzesauchheutenochauf¬
beantrageninsbesondereeineAbänderungjenerBestimmung ,rechtund

iche arifikstionvonWohnhäusernbetrifft .Eserscheintunsun¬
gerecht ,dasbei derStaffelungdesTarifesdie AnzahlderFamilien¬

itglieder in eiper Wohnunggar nicht be ücksichtigtwird .Wirerklä¬
alsonichtbunsereZustimmungnachträglichzurWohnbausteuer,weil

beschleaseneEntwurfnochimmeräusserstmangelhaftist .
GR. DrSchwarz-Hiller(Demokrat)betont,daßersichmitdieser

FormderLösungdesProblemsWohnungsnot"nichteinverstandenerklärte,
undauchvonder vorgeschlagenenNovellierungder Wohnbausteuerkeine

LösungdiesesProblemserwarte .Durchdie vomNationalratbeschlossenen
rhöhungenindirekterSteuernwerdeeineneueTeuerungswelleentstehen

inddieneusWohnbausteuerwerdedieseWellenurbeschleunigen.Wieso
es beidemdannverteuertenMaterislpreisenmöglichsein ,daskommunale
Bauprogrammauchnuranmähernddurchzuführen.RednerersuchtdenRefere
tenrechtzeitigvorzusorgen,dasdieVerhandlungenüberdieReformder
HauszinssteuerEnde1922rechtzeitig eingeleitet werden ,damitentspre¬
chendeAbänderungsanträgerechtzeitigvorgebrachtwerdenkönne.Indie¬
semSinnelegtRednerdemHauseeineResolutionvor.

ReferentDrDannebergtritt in seinemSchlussworte ,der vonchrist
lichsozialerSeitegeäussertenAuffassungentgegenalsobdieNovellie-¬
rungderWohnbausteuerinfolgederangekündigtenDemonstrationender
Hausbesitzerdurchgeführtwordenwäre .Allerdingssei es dergeschickten
AktiondesHausherrenverbandesgelungen,in derOeffentlichkeitvonsich
reden zu mahenh ,aber die vonihmin großzügigerWeiweversuchteIrre¬
führungderWienerBevölkerung,in derenDienstsichdieChristlichsczia-¬
lengestellthaben ,sei durchausmißlungen.DieBevölkerungwissesehr
gutzuunterscheidenzwischeneinernurchdieWohnbausteuerhervorgerufe-¬
nenVerdoppelungoderVerdreifachungderMietzinseunterBeibehaltungdes

schonbeiSchaffungdesGesetzeseineReihevonAbänderungsanträgendertäglichzweiSportzigarettenraucht,wirddanndafürsovielSteuerngestelltwurde,dieaberohneDiskussionabgelehntwurden.Nichtgrung2ahlenmüssen,alsdieWohnbausteuervon6000KJahreszinsausmacht.(GRin
sätzlicheGegnerschaftsonderndieunmöglichenundunerträglichenBe-Wielsch:Ermußjanichtrauchen!)Dasistsehrleichtgesagt,aberder

chendurchauskeinLuxus,sondernBedürfnis.ManmuGalsovoneiner
DasGesetzseieinDiktatdersozialdemokratischenMehrheitge-SteueraufdentäglichenBedarfsprechen.DieBewohnerWienswerdeninneuen

wesenundalsmandarüberdieBevölkerungaufklärenwollte,seiendieSinemJahrean/Tabakssteuern20MilliardenfürdiechristlichsozisleRe-¬
VersammlungengegenalledemokratischenGrundsätzegesprengtwörden.gierungaufbringenmüssen.DieselbeRegierungmachteinesolcheungeheu-¬
Rednerbedauert,daßesnichtzuderKundgebunggegendieWohnbausteu-erlicheSteueraufdieBedarfsartikelderbreitenMassenindemselten
eram5.Aprilgekommensei,dennmanhättegesehen,daßauchdasBür-Augenblicke,inwelchemsiedenHinterziehernderVermögensabgebe

Versammlungenundderfürden5.ange-unddawollenSiedavonreden,daßwirdieBevölkerungauspäündernGegenüberdemAntragedesGR.Dr.KienböckbamerktderReferont,estei

anfestbaristbleibenochimmeraufrechtunddasistdieVerwendungdeBehördeindenAugenderBevölkerungherabzusetzenundihmnurWilkür¬sktezuzumutenDavonkönnebeiderParifikstionvonWohnungenkeie
handle ,weil mindestens ein Drittel der einlaufenden Gelder nicht demRede sein ,denndas Gesetz sagt ausdrücklich ,daß die Parifikation nur

Wohnbauezugeführtwerden,sonderhin denallgemeinenGemeindesäckelerfolge ,durchVergleichungvonGebäudengleicherArt ,gleicherLigeundfliessenDerKampfmüssedaherweitergeführtwerden.ZumSchlusver-SleichemBauzustand.MenwardeeinkleinesHausanderPeripherieiens
dieineinemeigenenPalastwohnen,wenigerSteuerzahlensollen,alsdie
BewohnereinesMietpalastes.SchliesslichmüssesichReferentgegendie

alsvollkommenverfehltunddeshalbhabesienovelliertwerdenmüssenResolutionSchwarz-Hilleraussprechen,denndieGemeindekönneinange-¬
legenheitderReformderHauszinssteuerschondeswegenkeinbindendes
Versprechenabgeben,weilnochnichtdasBundesrahmengesetzfertigist
undderWienerLandtagaufdieFertigstellungkeinenEinflushatNun

aswichtigste,dasszubsuenangefangenwirdWenndieChristlich
engegendieseSteuergewettartundgedonnerthaben,soseidasgar
erwunderlich .SiehabenauchgegenalleanderenSteuerndersor
ischenVerwaltungdenheftigstenKampfgeführtunddannha

lebt ,daealledieseSteuernnacheinandervonGnristlichsozilen
duetschnationalenGemeindeverwaltungenDeutschösterreichischerStädte

achgeahmtwerdenmussten,mituntersogarineinerverschärftenForm,
alsdieeinzigeMöglichkeiterkenntwurden,denStadthaushaltinon

nungzubringen.DieZeitistnichtmehrfern ,woauchdieWohnbausteuer
ganz Oesterreich eine allgemeineSteuer seinwird
DasGesetzwirdsodanninersterundzweiterLesungmilde

timmenderChristlichsogislenangenemmen,derAbänderungsantris
Kienböckssowiedie ResolutionDrSchwarz-Hillerwerdenabgelehn

iegel referiert über die Aenderungdes Gesetzes vomSlsbep
tember1921betrefenddieBefreiungvonNeu- ,Um-ZurundAufbauten
vonderMietzinsabgabe,deraufdenverbautenGrundentfallendeBo¬
denwertabgabe,denZuschlägenzur GebüviesteuerdesBundesundden
ZinsundSchuihetkern ,die in demneuenGesetzehetreffenddiell
gemeineMietzinsabgabeseineBegründunghat.

Feldmann(deutschnational)findetesalseineUngerechtetkei
wennzB .durchdenAufbanaufeinemHausdiegevonneneDachwentng
ehrZinezahlensolle ,alaeinimParterredesHausesøgelegeneLu

xusgeschaft .MansolledanerdiesteuerbefreiungenaufdasganzeHaus
erstreckenRednerbeantragt,beiAufbautenganzerStockwerkenachdem
28Mai1922,diebis31DezenberderBenützungübergebenwerdendie

Steverbefreiungenfür30JahreaufdasganzeHauszuerstrecan
ImSchlusswortweistderReferentdaraufhin ,dasevondiesensteu
leichterungeneineBelebungderWohnungebautätigkeitnichtabnängen

werde,weildieseSteuernheiderErstellungvonWohnungenkeinenolle
spielenBeiderAbstinungwirdderAntragFeldmannabgekehnt,dierefe

rentepanträgein ersterundzweiterLesungzumBeschlusserhoben
en Täubler( Sozdem)referiert überdie VoranschlagedesFetbils

dungeschulratesWienfürdas8 .Halbjahr1921unddasJahr1922)die
vomGemeinderatebereitsgenehmigtsindDurchdenBeschlusedesde

MieterschutzesundeinerAngleichungderbestehendenMietzinseansolche ,Meinderateswurden200MillionenKronenalsSubventiondesBundean
diedasBauenneuerHäuserrentabelmachenkönntenLetztereswürdefür gesprochen,aufdiederFortbildungsschulratrechnetEswurdeauch

daswirAusplündererdesVolkessind ,so frage ich ihn ,obvoneiner
AusplünderungdieRedeseinkann ,wenndurchdieneueSteuerderBauneuerWohnungenermöglichtwird ,unddiealtenMietergleichzeitigin demsen ,dasskeineFachinspektionenfür dasFortbildungsschulwesenvorhan¬
GenußdesMieterschutzesbleibenkönnen,oderobesnichtehermineAus -densind .HeutesinddahernahezueinDrittelallerFortbildungsschüler
plünderungwäre ,wennderMietermiteinertausendfachenErhöhungdes

zufließen und das wäre Ihnen wohlrecht und normalerschienen .Gegendie Vorgehenkönnemanwohlsagen ,dass es im Ministeriummit demVerständ- ¬
vonderRegierungvorgschlagegenundimHauptausschussebeschlossenen
indirektenSteuernkämpfenSienichtan ,darührt sichauchHerrRotter
nicht ,weil es sich denChristlichsozialen ebennur umihre Parteipolizik Lesungbewilligt
handeltDieTabsksteuerbeispielsweisebelaste jedenBewohnervonwien
ineinemMaße,dasgeradezuungeheuerlichgenanntwerdenmuß.JederMensch

die MietereunetausendfacheErhöhungderMietzinsebedeuten .( LärmundDereitsum100Millionenangesucht ,welcheSummeabervomMinistium
ZwischenrufebeidenChristlichsozialen. )WennHerrGR.Rotterausruft ,Hndustrie ,Handel ,GewerbeundBautenabernichtzuerlangenseiNur

dacurch,dassdieGeneindeihreQuotegezshlthat ,konntedasneteil
dungsschuiresenaufrschterhaltennerden .Eawirdeauchders dinssvie

ohneInspektoren,weildasMinisteriumfürIndustrie ,Handel,Gwrbe
zinsesbedachtwird .ImletzterenFallwürdederGewinndenHausherrenundBautenseiteinemJahrekeineInspektorenernenntVoneinemsdichen

nisfürdaFortbildungsschulwesenwohlnichtambestenbestelltsei
BeiderAbstimnungwerdendieVoranschlägeinersterundzteiter
DieSitzungwirdhieraufgeschlossen:



tEEER CELEINDERAT
Sitzungvom7 .April1922.
eröffnetdieSitzung.Bg

Gespendethaben :DasniederländischeHilfskomitee„ Vorrde
inderen "im Haagfür die städtischen Waisenhäuser in WienLebensmit- ¬

tel ,Obstund500000K .AlfredMüllerin ZürichfürdieArmenWiens
200000K .KarlSternbergXIII .zurVerteilungenArma50 .000K.
Selig Siegfried Löv ,IV . ,für Armedes 4 Bezirkes 20 000 K HerrWe¬
desweilerinChicagofürdiehungerndenKinderWiens,Zinsenkoupons
der neuenWienerStadtanleihe . 875K .DieFirmaSwift&Co .Schwarze
bergplatz2 für Pfleglingeder städtischenVersorgungsanstaltenver¬
schiedeneLebensmittel

DerBürgemeisteretklärtdieGeschäftsstücke9 ,10,11,1314,
6 7 ,8 aisengenommer.
Zu einem antarg des VBEmmerlingwegenVormahemvon Arbeiten amKa

inetzedesElektrizitätswerke8 MillionenKronenzubewilligen
CR.Doppler(chrsoz)denWunschsus ,dasKabelnetzim17 ,Bezirk
onschadhaftist ,durcheinneueszuerseezes.

issvort sagt der Referent ,dass denWünschennachMöglichkeit
Rechnunggetragenxærwerdenwird ,woraufder Antragangenommenwird .

EmmerlingSerichtetüberdieWiedereinführungderHinundRück
Fahrscheine zu 126 K auf der Strassenbahn .

GR.Vaugoim(chrsoz)weistdaraufhin ,dassbeiEinführungderWo¬gestellte
henkartenvonMitgliedernseinerPartei/AnträgewegenBeibehaltungder

d Rückfah scheine abgelehnt wurden .Durch dem jetzigen Stattgebe
äge sei erwiesen ,dass diese keine demagogischensondern imIn - ¬

sse derPevölkerungundderGemeindegelegenewaren.
NachdemSch. usswortdesRefsmemtenwirdder Antragangenommes.
Auf Antrag desselben Referenten werden für den Hauskanalbau in der

teranlagederLagerhäuser47MillionenKronenNachtragskreditgeneh-¬
igt undPost27ohneDebatteangenommen.

NacheinemkurzenReferatedesStRBreitnerwerdendieBestimmun.
genüberdieBegebungder3 MilliardenKronenWohnbauanleiheohnsDebatte
einstimmiggenehmigt

cRRudolfMWüller( Soz .Dem. )beantragtdie BewilligungvonZu¬
schußkreditenimBetragevon6 ,718 . 000KfürStrassenerhaltung.

GRUntermüller( chresoz ) sagt ,daßdie Gemeindeverwaltungbisher
nichts getanhabe ,umdie Strassenin einemordentlichenZustandzuer - ¬
halten .DiestreffebesondersbeidensogenanntenProletarierbezirken
zu .ErbezeichnetdieRegulierungderGumpendorferstrassealsdringend

notwendig.
GR. DrGlassuer(chr. soz. )fragt ,wasesmitdenStrassenim13.

Bezirkesei ,vondenender grössteTeil überhauptnichtgepflastettseu .
GRJosef Müller ( chr .soz . )findet den Betrag als unzureichend ,

umdie Strassenhalbwegsin Ordnungzubringen .
GRin .Wielsch( chr .soz . )wünschteinegrössereBerücksichtigung

der Strassenin der Leopoldstadtundglaubt ,wasses notwendigsei ,vor
allemdieStrassenvorSchulgebäudenin Standzusetzen.

GR.Angermayer( chrsoz. )sagt ,daßdieStrasseninMargareten
ineinenganzverwahrlostenZustandseien ,sodaßesnotwendigsei ,daß
sichdieGemeindeihrerannehme.

GR.Körber( chr .soz)bemängelt ,daßimunternTeilderLeopold-¬
stadtseit dreiJahrendieStrassennichthergerichtetwurden.Ganzver-

gessenwerdeauchaufdieFahrbahnzwischenStrasseundGehsteig.
ImSchlußwortsagtderReferent,daßdieGemeindebezüglichder

Strassenerhaltungtue ,wasihr augenblikklichfinantiell möglichist ,daß
aber eingesehenwerdenmüsse ,dages nicht möglichist ,dasVersäum¬

nisvonsechsbisachtJahreninderStrassenerhaltungbeidenderzeiti-¬
genhohenKostenin zweiJahrennachzuholen.DieStrassenin Wienseien
schonbessergeworden ,adssie nachdemKriegewerenWennaberdieMin

rheitMillierdenfürdieStrassenerhaltungausgebenwill ,somüsse
uchfür die EinnahmenzuBestreitungdieserAusgabenstimmen.
Bei der Abstimmungwerdendie Zugrhußkreditegenehmigt
GR .Siegel ( Soz - dem)beantragt ,der Genossenschaft, Altmannsdorf

Hetzendorf "einen Bauvorschuß von 28 Millionen Kronen und der Genossen - ¬

schaft. Gariensiedlung"einensolchenvon12MillionenKrcaenzurFer¬
tigstellungderbegonnenenBautenzubewilligen

dh .Muller( chrsoz )spricht denWunschzus ,die Beuführungder
Siedlungenmögebesserüberwachtwerden,daßsoliderundschönergebaut

werde .
GB.SiegelweistinseimemSchlußwortedaraufhin,daddieBauten

durchOrgenederGemeindeunddesStestesüberwachtwerden.DerReferen-¬
tenantrugwirdsodannangenommen .

GR .Siegel( sozdem )beantragt ,die KostenderFortführungdes
Wohnhausbauesim XII .Bezi k Längenfeldgasse im Betrage von 1000Millien

dieausdemErtragdarallgemeinenWohnbaustenarzudeskenzind,zube¬
willigen .

GR.Ellend( chrsoz )FührtBeschwerde,daßdieserBauerstjetzt
zur Durchführungkommt ,da vor 2 Jahren seine Herstellunghöchstens
100Millionenerforderthätte .FernerersuchterdenReferenten,daß
die VollendungdiesesBauesmöglichstbeschleunigtwerdeunddaßdie
GemeindeihnnichtineigenerRegie ,sonderninfreierVergebungandas

Baugewerbeausführenlasse .
DemgegenüberbemerktGR.Siegel,daßderBauauchvor2Jahren

wahrscheinlichmehrals 100Millionen ,undandereMillionen ,alsdie
heutigen ,gekostethätte .Essei selbstverständlich ,daßes Aufgabejede
Bauleitungist ,dafür zu sorgen ,daß die Bauarbeitenmöglichstrasch
undklaglosvorsichgehen .DieGemeindeführeBautenüberheptnicht
in eigenerRegieundbei diesenBauten ,habesie sogarPrivstarchitakte
herangezogen ,wassonst nicht der Fall war .EswurdenauchPramienfür
die EinhaltungbestimmterTermineausgesetzt.

DerAntragdes Referentenwirdhieraufangenommen.
AufAntragdesselbenReferentenwirdfür die Umgestaltungder

ehemaligenKanzlei-undWohnbarackenaufdemKontumszmarktzu6Wohnungen
einBetrag10Millionanbewilligt.

ZuPest16 ,17 ,18 ,19 ,21und23ist niemandzuWortegemeldet,
weswegender BürgermeisterdieseVorlagenals angenommenerklärt .

St . R.Speiser( soz ,dem )berichtetüberdie AbänderungderUrlaubs-¬
undDisziplinarbestimmungenderallgemeinenDienstordnungfür dieAnge-¬
stellten derStadtWienundbeantragtderenAnnahme.

GR .Doppler( chrasoz )erblickt in einigen dervorgeschlagenen
Abänderungenüberflüssigé Härten ,besonders die Bestimmungenüberdas
Verhaltendes Beamtenin -undaußer Dienst seien zu verwerfen ,daman
zwischendenZeilendie Absichtherauslese ,die Gedankenfreibeitzu
unterbinden und Gelegenheit zu parteipolitischen Vernahderungenzuere



spähen .DieSozialdemokratenwollenimRathsusenichtfreieBeamte,
sondernParteibeamteunddeshalbverschärfensie dieDisziplinarbe¬
stimmungen ,umAndersdenkendeaus demDienst entfernen zu könen .

Redner beantragt die Streichung dieses Absatzes sowie einige weitere

Abänderungen ,insbesondere die ZusammensetzungdesBerufungssenates
imDisziplinarverfahren .

GR.Grünwald( sozdem)bezeichnetdievonGR.Dopplergegendie
Zusammensetzungdes Berufungssenates geltend gemachtenBadenkenals
unzutreffend .Die Beamtenorganisstionsei berechtigt ,für dieAnge-¬
stelltenundimNamenderAngestellten,denDienstvertragabzuschlies-¬
sen .Wenndemabersoist ,dannmüssenwachjeneInstanzen ,dieberufen
sindüberdieEinhaltungdesDienstvertrageszuwachen,naturgemäßden
beidenVertragkontrahentenverantwortlichsein undsohinnur ausder
OrganisstionVertreterentsenden ,währendderGemeinderatseinerseits
Vertreterin denBerufungssenatwählt .Wasdie StrafederEntlassung

langt ,sokönnedieFassungderVorlagedahingedeutetwerden,daß
aufjedenFalldieseStrafezuverhängenist .Undumdemauszuweichen,Redner
stelle den Antrag ,daß hinzugefügt werde ,daß auch eineandere
DisziplinarstrafealsdiederEntlassungverhängtwerdenkann.

GR .Rummelhardt( chr . soz )sagt ,daßes nichtrichtigsei ,von
einemVertragzwischende Gemeindeals DienstgeberinunddemVerbande
der städtischenAngestelltenzu sprechen ,weil diepragmatisierten
Beamtennichtin einemKollektivvertragestehen .DerVerbandderstäd-¬
tischen Angestelltenist ein Verein ,mit demdie Gemeindealsöffent -¬
liche KörperschefteinenVertragnicht abschließenkann .DerVerband
kann bei der Beratungder Dienstordnungmitwirken ,dieseBeschließen
aberalleinkannnurderGemeinderat.DieserBeschlußkommtmitjedem
einzelnen Angestellten zustande ,der ja auch über seine Anstellung
einDekretbekommt.

GR .Täubler ( soz.dem)betont,daßAuffassungenüber
republikanischeFreiheitundPflichtengeäußertwordensind ,dieman
untersuchenmüsse .Eshandlesich hier umdie Freiheit der Bürgerund
die Pflichtender öffentlichenAngestellten .Werein Amtübernimmt,
übernimmtauchPflichten ,dieer einzuhaltenhat .DerstädtischeAn¬
gestellte ,derrepublikanischerBeamterist ,derkannnichtfürdie
Monarchiearbeiten .Die Freiheit kennnicht darin bestehen ,daßLeute
angestellt werden ,die der Republik feindlich sind .Die Beamtender
Republikmüssenfür diesearbeitenimInteressederBevölkerung,da
sie AngestelltedesVolkessind .MankanndemVolkenichtzumuten,
daßBeamteangestelltwerden,diedasVolkwiederunterdieKnecht-¬
schaft eines Monarchenbringensollen .Wegendes Inkrafttretensder
neuenBestimmungenbeantragtRedner ,daßdiesemit1 .Mai1922giltig
werdensollen ,nicht mit demTageder BeschlußfassungimGemeinderste .

GR. Speiser :Bei demPunkte ,der die feindliche Tätigkeit und
Propagandagegendie republikanischeStestsformunterStrafsanktion

stellt ,hat HerrGR .Dopplergesagt ,daddieserPunktin die Vorlagemit
Absichtaufgenommenwordensei ,umdieGedankenfreiheiteinzuschränken,
derVernsnderungBahnzubrechenundumBesmte,diepolitischder

heutigen Mehrheitnicht entsprechenaus demDiensthinauszudrängen.
Ich glaube ,daßjedermann ,der diesenPunktin voller Ruheliest ,einen
solchenEindrucknichthabenkann .DieseBemerkungennehmensichim
Mundedes Vertreters einer Partei unter der die politische Meinungs-¬

freiheitderAngestelltenaufsschwerstegeknebeltwordenist ,sehr
sonderbar aus Auf die Frage an den Herrn GR .Täubler ,was mit ihmge¬

schehensei ,erlaubeich mirdie Antwortzu geben ,daßergemeinsam
mit demjetzigen Präsidentendes StadtschulratesGlöckel ,demverstor-¬
benenAbgeordnetenRiese undden LehrernKohsundBlenkwegenihrer
politsschen Meinungsfusserungeines Tagesaus demWienerGemeindedien¬
ste entlassenwordenist .Wennalsoin diesemSaaleselbstdieZeugen
für einezwanzigjährigeMaßregelungundKnebelungspolitikderfrüneren
Gemeindemehrheitsitzen ,gehört wirklich eine Stirne dazu ,solcheAn¬
würfehierzumachen.HerrGR. Dopplerhatfernerbemerkt,erwünsche,
daßeinervondenbeidenvomHerrnBürgermeisterin denBerufungsaus¬
schußzuentsendetenGemeinderätenderMinderheitangehöre.Ichmug
dasdemHerrnBürgermeisterüberlassen ,in welcherWeiseer seinRecht
ausübt .Ferner hat der Herr GR .Dopplergewünscht ,daß die dreiVertrs¬
ter in den Disziplinarausschuß aus den Bediensteten heraus durch Urwahl

nach demProporz gewählt werden .Ich mußwiederholen ,daß nicht alle
VertretungenvonBedienstetendurchUrwahlundProporzzusammengesetzt
werden ,wiezumBeispielbeimRichterstandeIchwürdees auchnicht
wünschen,daßdiestädtischeAngestelltenschaftdasganzeJahrmit
Urwahlenbeschäftigtist .IchhabedenWunsch,daßindieserDiszipli¬
narkommissiondie gewissenhaftesten und besten Leute aus demise
der städtischenAngestelltendurcheine vernüsstigeundderOrganissti
onüberlasseneAuswahlhineinentsendetwerden.HerrGR.Dopplerhat
auch der Befürchtung Ausdruckgegeben ,daß die mittleren Strafen manch
maldazuverwendetwerden ,leichte Strafenzu ersetzen ,ichbekenne
mich dazu ,daß es der Sinn der Verfügung ist ,das Leute ,deren Ver - ¬

gehenmit leichtenStrafennicht genügendgesühntsind ,mitmittleren
Strafengetroffenwerden .HerrGR. Dopplerhat auchgemeint ,dasswir
beimAbzwackenundscharfAnfassenschnell ,beimGebenlangsamsind.
Ichdarfwohldaraufverweisen,daßsämtlicheRegulierungenfürdie
BesmtenschaftvondiesemRathausausgegangensindunddaßdieöffent-¬
lichenAngestelltenandererVerwaltungskörperdenWunschgeäussert
haben ,es mögenalle ihre Belangeso rascherledigt werdenwieeshier
beiderGemeindeWiengeschieht.DieGRe.DopplerundRummelhardthaben
sichauchmitdemVerhältnisderGemeindemehrheitzudemVerbandeder
Angestellten beschäftigt und GR .Rummelhardthat gemeint ,es handleich
bei demVerhältnisuwischender GemeindeunddemAngestelltennichtum
einenVertrag ,sondernumeineDienstordnung
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GR.Rummelhardt( chrsoz )segt ,daßdieVorlagedas ,wasan
demPensionistengesüdigtwurde ,nichtgutgenachtwerdenkönne
weilmansich durchJahrenicht an die Fflicht denPensionistengegen¬
übererinnerthabe .DasfrivoleSpiel ,dasin derleuztenZeitmir
denPensionistengetriebenwurde,willmandadurchverwischen,daßman
eineneueVorlagezugunstenderPensionistenausgearbeitethat .Diese
VorlageerfülltnachdereinenSeiteeinePflicht ,nachderandern

nimmtsie eine bereits gesicherte Anwartschaft weg .Redner wendetsich
weitergegeneinzelneBestimmungenderVorlage.Erkritisiertdie
Vorschrift ,daseinerWitwe,diesichwiederverehelicht ,derFort¬
bezugderWitwenpensionfürdenFalldesabermaligenWitwenstendes
vorbehaltenbleibtundduddieWitweaufdiesenFortbezugbinnen
Jahrssfrist vomTageihrer WiederverehelichunggegeneineAbfertigung
nicht verzichtenkann .Hiezustellt er denAntrag ,daßbeimWiederauf-¬
lebendesVersicherungsgenussesundbeimVerzichtaufdiesen ,eine
Abfertigung im Ausmaß eines dreijährigen Versorgungsgenusses zugeben

sei .NachderVorlagesoll derAhspruchaufWitwenversorgungzunächst
grundsätzlichdavonabhängiggemachtwerden ,daddie WitwebeimAb¬
leben des Angestellten mit diesemin gemeinsamenHaushalt gelebthet
hingegenein UnterschiedzwischenEhen ,die mit NachsichtvomEhe¬
hindernis des bestehenden Ehebandesgeschlossen wurdenund denübrigen
Ehennichtgemachtwerden .DieserStandpunktsteht imWiderspruchmit
der Auffassungder obersten Gerichte ,weil ier obersteGerichtshof
entschiedenhat ,dasdie SeverehenkeinegesetzlichenEhensind .Die
Vorlagegäbedie Pensionnichtder Witwe ,sondernder Person ,mitder
der Manngelebt hat .Rednerbeantragtdie StreichungdieserBestimmung
DenPensionisten werdeweiter die Staatsbürgerfreiheit genommen .Sie
kommen im Falle eines Vergehens gegenüber vom
Staateoderder demokratischensepublikanischenStaatsformvorden
Stadtsenat .Eswerdedafürgesorgtwerden ,daßdieFensionistenaber
zuerst vor ein ordentlichesGerichtunddannerst vor dieDisziplinar
behördekommen.DerReferenthabeauchangekündigt,daßzurDeckung
der Auslagen der Fensionistenvorlage neue Steuern kommenmüssten .Ob¬

wohlderBund50 %beitrags ,sei dieGemeindenichtin derLagedieanw
deren 50 %außzugringen ,wohlauchdeshalb nicht ,weil dieVerwaltung
PensionistenmacheundneueAngestellte aufnehme .NeueSteuernseien
nichtnotwendig,es müsseabergesagtwerden,umwielielSteuereingäng
jetztschonmehrseien,alsimBudgetvorgesehenInkurzemkönnege-¬

twerden ,was sich die Mehrheit in dieser Vorlage anEntzeehung
vonRechtender Fensionistengeleistet habe ,sei eine Schandefürdie

Gemeinde.



GRinWalter( chr - soz )schäießtsich denAusführungendesVor-¬
rednersanundbittet y dessenAnträgeanzunehmen.

eR .Doppler ( chr . soz )erklärt mehrere Pankte der Vorlageals

gegen die bestehenden Gesetze verstoßand und stellt den Antrag ,daß

in demFalle ,als ein Pensionist die Teuerungsbeiträgenichterhält ,
weil er andereBezügehat ,ihmdochdie Differenzzwischendiesen
Bezügen und den Teuerungèbeiträgen ausgezahlt werde .

R .Vaugein( chr . soz)erklärtdieBestimmung,daßeinemPen-¬
sionistendieRuhegenüssewegeneinerderrepublikanischenStaatsform
feindlichenHandlungaberkanntwerdenkönnen,als gegendieGrundge-¬
setze des Bundesstaates verstoßend ,da durch diese die Freiheit der
Meinungund der politischen Betätigung gewährleistet ist .

ImSchlußwortkommtder Referentausführlichauf die inder
Debatte gemachtenEinwendungenzu sprechen ,die erwiderlegt .

BeiderAbstimmungwirddie Vorlagegenehmigt ,diegestellten
Abänderungsanträgeabgelehnt.

St . R.SpeiserberichtenüberdieSchaffungeinesStandesgruppe
derBeamtendesmittlerenVerwaltungedienstes.

OR.Doppler(chr. soz)bemängelt,daßdasProvisoriumaufdrei
Jahreerhöhtwurde.

DerReferenterklärtinseinemSchlußworte,daßdieBeamten-¬
schaftdieserGruppeselbstdiesemAntragzugestimmthabe.Der Referentenantrag wird angenommen .

Hoßschließt hierauf dieSitzung .
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